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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes über die Wahl der Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland (Europawahlgesetz — EuWG) 
— Drucksache 8/361 — 

A. Problem 

Am 20. September 1976 hat der Rat der Europäischen Gemein-
schaften (EG) die Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen 
zum Europäischen Parlament (EP) beschlossen. Der Ratsbeschluß 
und der ihm beigefügte Akt zur Einführung der Direktwahl 
sehen vor, daß 410 Mitglieder des EP in den Mitgliedstaaten 
der  EG zu einem einheitlichen Zeitpunkt — für den die Monate 
Mai/Juni 1978 in Aussicht genommen sind — in allgemeiner 
unmittelbarer Wahl für fünf Jahre gewählt werden. In der 
Bundesrepublik Deutschland sind 81 Abgeordnete zu wählen. 
Bis zur Schaffung eines einheitlichen Wahlverfahrens für alle 
Mitgliedstaaten der EG soll die Wahl der Abgeordneten des EP 
nach den innerstaatlichen Bestimmungen eines jeden Mitglied-
staates durchgeführt werden. Der vorliegende Gesetzentwurf 
schafft die Rechtsgrundlagen zur Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Direktwahl zum EP in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Dem Deutschen Bundestag liegen gleichzeitig der Entwurf 
eines Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Abgeordneten 
des Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutsch-
land (Drucksache 8/362) sowie der Ausschußbericht hierzu vor. 
Das Gesetz zu dem Beschluß und Akt des Rates der EG vom 
20. September 1976 zur Einführung allgemeiner unmittelbarer 
Wahlen der Abgeordneten der Versammlung ist bereits im 
Bundesgesetzblatt II 1977, S. 733, veröffentlicht worden. 
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B. Lösung 
1. Die Direktwahl erfolgt nach den Grundsätzen der Verhält-

niswahl mit Bundeslisten unter Anwendung des Höchstzahl

-

verfahrens d'Hondt. Die auf das Land Berlin entfallenden 
Abgeordneten werden durch das Abgeordnetenhaus von 
Berlin gewählt. 

2. Bei der Sitzverteilung werden nur Wahlvorschläge berück-
sichtigt, die im gesamten Wahlgebiet mindestens 5 v. H. der 
bei der Direktwahl abgegebenen gültigen Stimmen erzielt 
haben. 

3. Über den Kreis der zum Bundestag Wahlberechtigten hinaus 
sind bei der Direktwahl auch jene Deutsche aktiv wahl-
berechtigt, die zum Zeitpunkt der Wahl nicht in der Bundes-
republik Deutschland, sondern in den europäischen Gebieten 
der übrigen Mitgliedstaaten der EG wohnen oder sich dort 
sonst gewöhnlich aufhalten. 

4. Das Wahlvorschlagsrecht für die Direktwahl steht politi-
schen Parteien und sonstigen mitgliedschaftlich organisierten 
politischen Vereinigungen zu. 

5. Die organisatorische Vorbereitung und die Durchführung der 
Direktwahl erfolgen im wesentlichen entsprechend den Re-
gelungen des Bundeswahlgesetzes. 

6. Die Wahlprüfung erfolgt entsprechend den Regelungen des 
Bundeswahlgesetzes und des Wahlprüfungsgesetzes durch 
den Bundestag und ggf. durch das Bundesverfassungsgericht. 

7. Zusätzlich zu den auf europäischer Ebene durch den Ein-
führungsakt vorgeschriebenen Unvereinbarkeiten unterlie-
gen die Abgeordneten des EP den gleichen Inkompatibilitä-
ten wie die Mitglieder des Bundestages. 

B. Die Erstattung der Kosten für die Durchführung der Direkt-
wahl wird in Anlehnung an die für Bundestagswahlen gel-
tenden Bestimmungen des Bundeswahlgesetzes geregelt. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß. 

C. Alternativen 
Bei der Ausgestaltung des Wahlverfahrens könnte statt der 
reinen Verhältniswahl mit Bundeslisten an eine Wahl mit ver-
bundenen Landeslisten oder an das System des Bundestags-
wahlrechts der personalisierten Verhältniswahl gedacht werden. 
Entsprechende Anträge der Fraktion der CDU/CSU wurden ab-
gelehnt. 

D. Kosten 
Durch das Gesetz entstehen bei der ersten Direktwahl und 
— vorbehaltlich einer EG-Regelung — bei den folgenden Direkt-
wahlen Ausgaben im Bundeshaushalt. 

Zu erstatten sind der Bundespost Postgebühren und den Län-
dern — zugleich für ihre Gemeinden — die bei der Vorberei-
tung und Durchführung der Direktwahl entstehenden notwen-
digen Ausgaben. Ferner entstehen Kosten beim Bundeswahl-
leiter. Im Haushaltsplan sind für 1978 insgesamt 37,6 Millio-
nen DM veranschlagt. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über die 
Wahl der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik 
Deutschland (Europawahlgesetz — EuWG) — Drucksache 8/361 — in der sich 
aus der anliegenden Zusammenstellung ergebenden Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen und Eingaben für erledigt 
zu erklären. 

Bonn, den 16. September 1977 

Der Innenausschuß 

Dr. Wernitz 

Vorsitzender 

Krey 	Wittmann (Straubing) 

Berichterstatter 

Wolfgramm (Göttingen) 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes über die Wahl der Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland (Europawahlgesetz — EuWG) 
— Drucksache 8/361 — 
mit den Beschlüssen des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über die Wahl der 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments 

aus der Bundesrepublik Deutschland 
(Europawahlgesetz — EuWG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Wahl der Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland 

§ 1 

Allgemeine Wahlrechtsgrundsätze 

(1) Auf die Bundesrepublik Deutschland entfallen 
81 Abgeordnete des Europäischen Parlaments. Sie 
werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, glei-
cher und geheimer Wahl von den wahlberechtigten 
Deutschen für fünf Jahre gewählt. 

(2) Die Abgeordneten können zugleich Mitglieder 
des Bundestages sein. 

§ 2 

Wahlsystem 

(1) Die Wahl erfolgt nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl mit Bundeswahlvorschlägen (Bun-
deslisten). Jeder Wähler hat eine Stimme. 

(2) Für die Sitzverteilung werden die für jede 
Bundesliste abgegebenen Stimmen zusammengezählt 
und die zu besetzenden Sitze auf die Bundeslisten 
im Verhältnis der Summen der auf sie im Wahlge-
biet entfallenen Stimmen im Höchstzahlverfahren 
d'Hondt verteilt. Über die Zuteilung des letzten 
Sitzes entscheidet bei gleichen Höchstzahlen das 
vom Bundeswahlleiter zu ziehende Los. 

(3) Die auf eine Bundesliste entfallenden Sitze 
werden in der dort festgelegten Reihenfolge besetzt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Wahl der 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments 

aus der Bundesrepublik Deutschland 
(Europawahlgesetz — EuWG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Wahl der Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland 

§ 1 

Allgemeine Wahlrechtsgrundsätze 

(1) Auf die Bundesrepublik Deutschland entfallen 
81 Abgeordnete des Europäischen Parlaments. Sie 
werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, glei-
cher und geheimer Wahl von den wahlberechtigten 
Deutschen für fünf Jahre gewählt. 

(2) Die Abgeordneten können zugleich Mitglieder 
des Deutschen Bundestages sein. 

§ 2 

unverändert 
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Entwurf 

Entfallen auf eine Bundesliste mehr Sitze als Bewer-
ber benannt sind, so bleiben diese Sitze unbesetzt. 

(4) Bei der Verteilung der Sitze auf die Bundes-
listen werden nur Listen berücksichtigt, die minde-
stens 5 vom Hundert der im Wahlgebiet abgegebe-
nen gültigen Stimmen erhalten haben. 

§ 3 

Gliederung des Wahlgebietes 

(1) Wahlgebiet ist der Geltungsbereich dieses 
Gesetzes. 

(2) Das Wahlgebiet wird für die Stimmabgabe in 
Wahlbezirke eingeteilt. 

§ 4 

Geltung des Bundeswahlgesetzes 

Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt 
ist, gelten für die Wahl der Abgeordneten die Vor-
schriften der Abschnitte zwei bis sieben des Bundes-
wahlgesetzes über 
die Wahlorgane, 

das Wahlrecht und die Wählbarkeit, 
die Vorbereitung der Wahl, 
die Wahlhandlung, 

die Feststellung des Wahlergebnisses und 
die Nach- und Wiederholungswahlen 

entsprechend. 

§ 5 

Wahlorgane 

(1) Wahlorgane sind 

der Bundeswahlleiter und der Bundeswahlaus-
schuß für das Wahlgebiet, 

ein Landeswahlleiter für jedes Land, 

ein Kreiswahlleiter und ein Kreiswahlausschuß für 
jeden Kreis und für jede kreisfreie Stadt ein 
Stadtwahlleiter und ein Stadtwahlausschuß, 
ein Wahlvorsteher und ein Wahlvorstand für je-
den Wahlbezirk 

und 

mindestens ein Wahlvorsteher und ein Wahlvor-
stand für jeden Kreis und für jede kreisfreie Stadt 
zur Feststellung des Briefwahlergebnisses. 

(2) Die Wahlvorstände bestehen aus dem Wahl-
vorsteher als Vorsitzendem, seinem Stellvertreter 
und weiteren drei bis fünf vom Wahlvorsteher be-
rufenen Wahlberechtigten als Beisitzern; die Lan-
desregierung oder die von ihr bestimmte Stelle kann 
anordnen, daß die Gemeindebehörde die Beisitzer 
des Wahlvorstandes und der Kreiswahlleiter oder 
der Stadtwahlleiter die Beisitzer des Wahlvorstan-
des zur Feststellung des Briefwahlergebnisses allein 
oder im Einvernehmen mit dem Wahlvorsteher be-
rufen. Bei Berufung der Beisitzer sind die in dem 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 3 

unverändert 

§ 4 

unverändert 

§ 5 

Wahlorgane 

(1) unverändert 

(2) unverändert 
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jeweiligen Bezirk vertretenen Parteien nach Mög-
lichkeit zu berücksichtigen. 

§ 6 

Wahlrecht, Ausübung des Wahlrechts 

(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne 
des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die am 
Wahltage das Wahlrecht zum Bundestag nach § 12 
des Bundeswahlgesetzes besitzen. 

(2) Wahlberechtigt sind bei Vorliegen der son-
stigen Voraussetzungen des § 12 des Bundeswahl-
gesetzes auch diejenigen Deutschen im Sinne des 
Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die am Wahl-
tage seit mindestens drei Monaten in den euro-
päischen Gebieten der übrigen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften eine Wohnung inne-
haben oder sich sonst gewöhnlich aufhalten. Auf die 
Dreimonatsfrist wird ein unmittelbar vorausgehen-
der Aufenthalt im Wahlgebiet angerechnet. Bei 
Rückkehr eines nach Satz 1 Wahlberechtigten in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gilt die Dreimonats-
frist des § 12 Abs. 1 Nr. 2 des Bundeswahlgesetzes 
nicht. 

(3) Das Wahlrecht darf nur einmal und nur per-
sönlich ausgeübt werden. Das gilt auch für Wahl-
berechtigte, die zugleich in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Gemeinschaften zum Euro-
päischen Parlament wahlberechtigt sind. 

(4) Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl 
in dem Kreis oder in der kreisfreien Stadt, in dem 
der Wahlschein ausgestellt ist, 

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahl-
bezirk 
oder 

b) durch Briefwahl 

teilnehmen. 

§ 7 
Wahltag 

Die Bundesregierung bestimmt nach Maßgabe der 
Festsetzung des Wahlzeitpunktes durch den Rat der 
Europäischen Gemeinschaften und im Rahmen der in 
Artikel 9 und 10 des Aktes zur Einführung allge-
meiner unmittelbarer Wahlen der Mitglieder des 
Europäischen Parlaments (BGBl. II S. ...) festgeleg-
ten Zeitspanne den Tag der Hauptwahl (Wahltag). 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(3) § 11 des Bundeswahlgesetzes gilt entsprechend 
mit der Maßgabe, daß Verwaltungsbehörde im Sinne 
des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten der Stadtwahlleiter ist, wenn ein Wahl-
berechtigter das Amt eines Wahlvorstehers, stellver-
tretenden Wahlvorstehers oder eines Beisitzers im 
Wahlvorstand oder im Stadtwahlausschuß einer 
kreisfreien Stadt unberechtigt ablehnt oder sich ohne 
genügende Entschuldigung den Pflichten eines sol-
chen Amtes entzieht. 

§ 6 

Wahlrecht, Ausübung des Wahlrechts 

(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne 
des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die am 
Wahltage das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag 
nach § 12 des Bundeswahlgesetzes besitzen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

§ 7 

Wahltag 

Die Bundesregierung bestimmt nach Maßgabe der 
Festsetzung des Wahlzeitpunktes durch den Rat der 
Europäischen Gemeinschaften und im Rahmen der in 
Artikel 9 und 10 des Aktes zur Einführung allge-
meiner unmittelbarer Wahlen der Mitglieder des 
Europäischen Parlaments (BGBl. II 1977 S. 733) fest-
gelegten Zeitspanne den Tag der Hauptwahl (Wahl- 
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Entwurf 

Der Wahltag ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu-
geben. 

§ 8 
Wahlvorschlagsrecht 

(1) Bundeslisten können nach Maßgabe des § 9 
Abs. 5 von Parteien und von sonstigen mitglied-
schaftlich organisierten politischen Vereinigungen 
mit Sitz, Geschäftsleitung, Tätigkeit und Mitglieder-
bestand in den europäischen Gebieten der Mitglied-
staaten der Europäischen Gemeinschaften (sonstige 
politische Vereinigungen) eingereicht werden. 

(2) Anstelle eigener Bundeslisten können nach 
Maßgabe des § 9 Abs. 6 mehrere Wahlvorschlags

-

berechtigte im Sinne des Absatzes 1, die auf Grund 
gleichgerichteter politischer Ziele in keinem Land 
miteinander im Wettbewerb stehen, eine gemein-
same Bundesliste einreichen, wenn sie durch gemein-
same schriftliche Erklärung ihre Einigung auf ein 
gemeinsames politisches Programm angezeigt haben. 

(3) Eine Partei oder eine sonstige politische Ver-
einigung kann im Wahlgebiet nur eine Bundesliste 
einreichen. 

§9 

Inhalt und Form der Bundeslisten 

(1) Bundeslisten von Parteien müssen den Namen 
der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese enthalten. Ge-
meinsame Bundeslisten im Sinne des § 8 Abs. 2 müs-
sen die Namen der Wahlvorschlagsberechtigten und, 
sofern sie Kurzbezeichnungen verwenden, auch diese 
enthalten. Bundeslisten von sonstigen politischen 
Vereinigungen müssen deren Namen oder ein Kenn-
wort enthalten. Der Bezeichnung ihrer Bundesliste 
kann eine Partei den Namen und die Kurzbezeich-
nung ihres europäischen Zusammenschlusses und 
eine sonstige politische Vereinigung den Namen 
und die Kurzbezeichnung ihrer Mitgliedsvereinigung 
im Wahlgebiet anfügen. 

(2) In der Bundesliste müssen die Namen der 
Bewerber in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt 
sein. 

(3) Ein Bewerber kann nur in einer Bundesliste 
benannt werden. Er kann nur vorgeschlagen werden, 
wenn er seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt 
hat; die Zustimmung ist unwiderruflich. 

(4) Bundeslisten von Parteien müssen von dem 
Vorstand des Bundesverbandes oder, wenn ein Bun-
desverband nicht besteht, von den Vorständen 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

tag). Der Wahltag ist im Bundesgesetzblatt bekannt-
zugeben. 

§ 8 

Wahlvorschlagsrecht 

(1) Bundeslisten können nach Maßgabe des § 9 
Abs. 5 von Parteien und von sonstigen mitglied-
schaftlich organisierten, auf Teilnahme an der poli-
tischen Willensbildung und Mitwirkung in Volks-
vertretungen ausgerichteten Vereinigungen mit 
Sitz, Geschäftsleitung, Tätigkeit und Mitgliederbe-
stand in den europäischen Gebieten der Mitglied-
staaten der Europäischen Gemeinschaften (sonstige 
politische Vereinigungen) eingereicht werden. 

(2) Anstelle eigener Bundeslisten können nach 
Maßgabe des § 9 Abs. 6 mehrere Wahlvorschlags

-

berechtigte im Sinne des Absatzes 1, die auf Grund 
gleichgerichteter politischer Ziele in keinem Land 
miteinander im Wettbewerb stehen, eine gemein-
same Bundesliste einreichen, wenn sie durch gemein-
same schriftliche Erklärung ihre Einigung auf ein 
gemeinsames politisches Programm anzeigen. 

(3) unverändert 

§ 9 
Inhalt und Form der Bundeslisten 

(1) unverändert 

(2) In der Bundesliste müssen die Namen der 
Bewerber in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt 
sein. Neben jedem Bewerber kann ein Ersatzbewer-
ber aufgeführt werden. 

(3) Die Bewerber und ihre Ersatzbewerber kön-
nen nur in einer Bundesliste benannt werden. Ein 
Bewerber kann zugleich als Ersatzbewerber, ein 
Ersatzbewerber aber nicht mehrfach als solcher be-
nannt werden. Bewerber und Ersatzbewerber kön-
nen nur vorgeschlagen werden, wenn sie ihre Zu-
stimmung dazu schriftlich erteilt haben; die Zustim-
mung ist unwiderruflich. 

(4) unverändert 
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Entwurf 

der nächstniedrigen Gebietsverbände, die im Wahl-
gebiet liegen, unterzeichnet sein. Dies gilt sinnge-
mäß auch für Bundeslisten von sonstigen politischen 
Vereinigungen. 

(5) Bundeslisten von Parteien und sonstigen poli-
tischen Vereinigungen, die nicht im Europäischen 
Parlament, im Bundestag oder einem Landtag seit 
deren letzter Wahl auf Grund eigener Wahlvor-
schläge im Wahlgebiet ununterbrochen mit minde-
stens fünf Abgeordneten vertreten sind, müssen 
außerdem von mindestens 4 000 Wahlberechtigten 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 

(6) Wird von mehreren Wahlvorschlagsberechtig-
ten eine gemeinsame Bundesliste eingereicht, müs-
sen die Träger des gemeinsamen Wahlvorschlages 
dem Erfordernis des Absatzes 4 Rechnung tragen 
und gemeinsam die nach Absatz 5 erforderlichen 
Unterschriften beibringen. Ist einer der Wahlvor-
schlagsberechtigten im Europäischen Parlament, im 
Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter 
Wahl auf Grund eigener Wahlvorschläge im Wahl-
gebiet ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeord-
neten vertreten, bedarf es keiner zusätzlichen Unter-
schriften von Wahlberechtigten. 

(7) In jeder Bundesliste sollen ein Vertrauens-
mann und ein Stellvertreter bezeichnet werden. Fehlt 
diese Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner 
als Vertrauensmann, der zweite als sein Vertreter. 

§ 10 

Aufstellung der Wahlvorschläge 

(1) Als Bewerber einer Partei kann in einer Bun-
desliste nur benannt werden, wer in einer besonde-
ren oder allgemeinen Vertreterversammlung oder in 
einer Mitgliederversammlung zur Wahl der Bundes-
listenbewerber hierzu gewählt worden ist. 

(2) Besondere Vertreterversammlung ist eine 
Versammlung von Parteivertretern, die für die Auf-
stellung der Bundeslistenbewerber gewählt wor-
den ist. Allgemeine Vertreterversammlung ist eine 
Versammlung von Parteivertretern, die nach der Sat-
zung der Partei allgemein für bevorstehende Wahlen 
gewählt worden ist. Die Vertreter in der besonderen 
oder allgemeinen Vertreterversammlung müssen un-
mittelbar aus der Mitte einer oder mehrerer Mit-
gliederversammlungen oder aus der Mitte von Ver-
treterversammlungen gewählt worden sein, die 
ihrerseits entweder aus der Mitte einer oder meh-
rerer Mitgliederversammlungen oder aus der Mitte 
einer oder mehrerer dazwischen geschalteter Ver-
treterversammlungen hervorgegangen sind. Mitglie-
derversammlung zur Wahl der Bundeslistenbewer-
ber und der Vertreter für eine Vertreterversamm-
lung ist eine Versammlung der Mitglieder der Par-
tei, die im Zeitpunkt ihres Zusammentritts zum Euro-
päischen Parlament wahlberechtigt sind. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(5) Bundeslisten von Parteien und sonstigen poli-
tischen Vereinigungen, die nicht im Europäischen 
Parlament, im Deutschen Bundestag oder einem 
Landtag seit deren letzter Wahl auf Grund eigener 
Wahlvorschläge im Wahlgebiet ununterbrochen mit 
mindestens fünf Abgeordneten vertreten sind, müs-
sen außerdem von mindestens 4 000 Wahlberech-
tigten persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein. 

(6) Wird von mehreren Wahlvorschlagsberechtig-
ten eine gemeinsame Bundesliste eingereicht, müs-
sen die Träger des gemeinsamen Wahlvorschlages 
dem Erfordernis des Absatzes 4 Rechnung tragen 
und gemeinsam die nach Absatz 5 erforderlichen 
Unterschriften beibringen. Ist einer der Wahlvor-
schlagsberechtigten im Europäischen Parlament, im 
Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren 
letzter Wahl auf Grund eigener Wahlvorschläge im 
Wahlgebiet ununterbrochen mit mindestens fünf 
Abgeordneten vertreten, bedarf es keiner zusätz-
lichen Unterschriften von Wahlberechtigten. 

(7) unverändert 

§ 10 

Aufstellung der Wahlvorschläge 

(1) Als Bewerber oder als dessen Ersatzbewerber 
kann in einer Bundesliste nur benannt werden, wer 
in einer besonderen oder allgemeinen Vertreterver-
sammlung oder in einer Mitgliederversammlung zur 
Wahl der Bundeslistenbewerber hierzu gewählt 
worden ist. 

(2) unverändert 
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(3) Die Vertreter für die Vertreterversammlungen 
und die Bundeslistenbewerber werden in geheimer 
Abstimmung gewählt; dies gilt auch für die Fest-
legung der Reihenfolge der Bewerber in der Bun-
desliste. Die Wahlen dürfen nicht früher als sechs 
Monate vor Beginn des Jahres durchgeführt werden, 
in dem die Neuwahl des Europäischen Parlaments 
ansteht. 

(4) Der Vorstand des Bundesverbandes oder, 
wenn Bundesverbände nicht bestehen, die Vorstände 
der nächstniedrigen Gebietsverbände im Wahlge-
biet, oder eine andere in der Satzung der Partei 
hierfür vorgesehene Stelle können gegen den Be-
schluß einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
über die Bewerberaufstellung Einspruch erheben. 
Auf einen solchen Einspruch ist die Abstimmung zu 
wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 

(5) Das Nähere über die Wahl der Vertreter für 
die Vertreterversammlungen, über die Einberufung 
und Beschlußfähigkeit der Mitglieder- oder Ver-
treterversammlungen sowie über das Verfahren für 
die Wahl der Bundeslistenbewerber regeln die Par-
teien durch ihre Satzungen. 

(6) Über die Versammlung zur Aufstellung der 
Bundesliste ist eine Niederschrift mit Angaben über 
Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, 
Zahl der erschienenen Mitglieder oder Vertreter und 
Ergebnis der Abstimmung anzufertigen; sie ist von 
dem Leiter der Versammlung und zwei von dieser 
bestimmten Teilnehmern zu unterzeichnen. 

(7) Die Bewerber für eine gemeinsame Bundes-
liste nach § 8 Abs. 2 müssen in einer gemeinsamen 
besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung 
oder in einer gemeinsamen Mitgliederversammlung 
aufgestellt werden. Absätze 3 bis 6 gelten entspre-
chend mit der Maßgabe, daß das Einspruchsrecht 
nach Absatz 4 den zuständigen Organen nur gemein-
sam zusteht. 

(8) Absätze 1 bis 7 gelten für sonstige politische 
Vereinigungen sinngemäß. 

§ 11 

Einreichung der Wahlvorschläge 

(1) Bundeslisten sind dem Bundeswahlleiter spä-
testens am siebenundvierzigsten Tage vor der Wahl 
bis 18.00 Uhr schriftlich einzureichen. 

(2) Mit der Bundesliste sind dem Bundeswahl-
leiter vorzulegen: 

1. die Zustimmungserklärungen der in die Bundes-
listen aufgenommenen Bewerber (§ 9 Abs. 3 
Satz 2), 

2. die Niederschrift über die Aufstellung der Bun-
desliste (§ 10 Abs. 6), wobei der Leiter der Ver-
sammlung und zwei von dieser bestimmte Teil-
nehmer gegenüber dem Bundeswahlleiter an 
Eides Statt zu versichern haben, daß die Wahl 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(3) Die Vertreter für die Vertreterversammlungen 
und die Bundeslistenbewerber werden in geheimer 
Abstimmung gewählt; dies gilt auch für die Fest-
legung der Reihenfolge der Bewerber in der Bun-
desliste. Die Wahlen dürfen nicht früher als neun 
Monate vor Beginn des Jahres durchgeführt werden, 
in dem die Neuwahl des Europäischen Parlaments 
ansteht. 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) unverändert 

(7) Die Bewerber und Ersatzbewerber für eine 
gemeinsame Bundesliste nach § 8 Abs. 2 müssen in 
einer gemeinsamen, besonderen oder allgemeinen 
Vertreterversammlung oder in einer gemeinsamen 
Mitgliederversammlung aufgestellt werden. Absät-
ze 3 bis 6 gelten entsprechend mit der Maßgabe, daß 
das Einspruchsrecht nach Absatz 4 den zuständigen 
Organen nur gemeinsam zusteht. 

(8) unverändert 

§ 11 

Einreichung der Wahlvorschläge 

(1) unverändert 

(2) Mit der Bundesliste sind dem Bundeswahl-
leiter vorzulegen: 

1. die Zustimmungserklärungen der in die Bundes-
listen aufgenommenen Bewerber und Ersatzbe-
werber (§ 9 Abs. 3 Satz 3), 

2. eine Ausfertigung der Niederschrift über die 
Aufstellung der Bundesliste (§ 10 Abs. 6), wo-
bei der Leiter der Versammlung und zwei von 
dieser bestimmte Teilnehmer gegenüber dem 
Bundeswahlleiter an Eides Statt zu versichern 
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der Bewerber und die Festsetzung ihrer Reihen-
folge in geheimer Abstimmung erfolgt sind. Der 
Bundeswahlleiter ist zur Abnahme einer solchen 
Versicherung an Eides Statt zuständig; er gilt 
als Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetz-
buches. Auf die Aufnahme der Versicherungen 
an Eides Statt findet § 27 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes Anwendung, 

3. bei einer gemeinsamen Bundesliste die gemein-
same schriftliche Erklärung über die Einigung 
auf ein gemeinsames politisches Programm, die 
entsprechend § 9 Abs. 4 von den Vorständen der 
beteiligten Wahlvorschlagsberechtigten unter-
zeichnet sein muß, 

4. in den Fällen des § 9 Abs. 5 und 6 die erforder-
lichen gültigen Unterschriften mit dem Nach-
weis der Wahlberechtigung der Unterzeichner, 

5. die schriftliche Satzung und das Programm, so-
fern die Partei oder die sonstige politische Ver-
einigung nicht im Europäischen Parlament, im 
Bundestag oder in einem Landtag seit deren 
letzter Wahl auf Grund eigener Wahlvorschläge 
im Wahlgebiet ununterbrochen mit mindestens 
fünf Abgeordneten vertreten ist. 

§ 12 

Änderung und Zurücknahme von Wahlvorschlägen 

(1) Eine Bundesliste kann nach Ablauf der Einrei-
chungsfrist nur durch gemeinsame schriftliche Erklä-
rung des Vertrauensmannes und seines Stellvertre-
ters und nur dann geändert werden, wenn ein Be-
werber stirbt oder die Wählbarkeit verliert. Das 
Verfahren nach § 10 braucht nicht eingehalten zu 
werden; der Unterschriften nach § 9 Abs. 5 und 6 
bedarf es nicht. Nach der Entscheidung über die 
Zulassung einer Bundesliste (§ 14) ist jede Ände-
rung ausgeschlossen. 

(2) Eine Bundesliste kann durch gemeinsame 
schriftliche Erklärung des Vertrauensmannes und 
seines Stellvertreters zurückgenommen werden, so-
lange nicht über ihre Zulassung (§ 14) entschieden 
ist. Eine von mindestens 4 000 Wahlberechtigten 
unterzeichnete Bundesliste kann auch von der Mehr-
heit der Unterzeichner durch eine von ihnen per-
sönlich und handschriftlich vollzogene Erklärung 
zurückgenommen werden. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

haben, daß die Wahl der Bewerber und die Fest-
setzung ihrer Reihenfolge sowie die Wahl der 
Ersatzbewerber in geheimer Abstimmung erfolgt 
sind. Der Bundeswahlleiter ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides Statt zu-
ständig; er gilt als Behörde im Sinne des § 156 
des Strafgesetzbuches. Auf die Aufnahme der 
Versicherungen an Eides Statt findet § 27 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes Anwendung, 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. die schriftliche Satzung, das Programm, die 
Namen und Anschriften der Vorstandsmitglieder 
(§ 9 Abs. 4) sowie der Nachweis, daß die Mit-
glieder des Vorstandes demokratisch gewählt 
sind, sofern die Partei oder die sonstige politi-
sche Vereinigung nicht im Europäischen Parla-
ment, im Deutschen Bundestag oder in einem 
Landtag seit deren letzter Wahl auf Grund eige-
ner Wahlvorschläge im Wahlgebiet ununter-
brochen mit mindestens fünf Abgeordneten ver-
treten ist. 

§ 12 

Änderung und Zurücknahme von Wahlvorschlägen 

(1) Eine Bundesliste kann nach Ablauf der Einrei-
chungsfrist nur durch gemeinsame schriftliche Erklä-
rung des Vertrauensmannes und seines Stellvertre-
ters und nur dann geändert werden, wenn ein Be-
werber oder Ersatzbewerber stirbt oder die Wähl-
barkeit verliert. Das Verfahren nach § 10 braucht 
nicht eingehalten zu werden; der Unterschriften 
nach § 9 Abs. 5 und 6 bedarf es nicht. Nach der Ent-
scheidung über die Zulassung einer Bundesliste 
(§ 14) ist jede Änderung ausgeschlossen. 

(2) unverändert 

(3) Wenn ein Bewerber nach der Zulassung der 
Bundesliste, aber noch vor der Wahl stirbt, oder 
die Wählbarkeit verliert, tritt an seine Stelle der 
Ersatzbewerber, sofern ein solcher für ihn benannt 
ist. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/917 

Entwurf 

§ 13 

Beseitigung von Mängeln 

(1) Der Bundeswahlleiter hat die Bundeslisten un-
verzüglich nach Eingang zu prüfen. Stellt er bei 
einer Bundesliste Mängel fest, so benachrichtigt er 
sofort den Vertrauensmann und fordert ihn auf, 
behebbare Mängel rechtzeitig zu beseitigen. 

(2) Nach Ablauf der Einreichungsfrist können 
nur noch Mängel an sich gültiger Bundeslisten be-
hoben werden. Eine gültige Bundesliste liegt nicht 
vor, wenn 

1. die Bezeichnung der Wahlvorschlagsberechtigten 
nach § 9 Abs. 1 fehlt, 

2. die nach § 9 Abs. 4, 5 und 6 erforderlichen gül-
tigen Unterschriften mit dem Nachweis der 
Wahlberechtigung der Unterzeichner nach Ab-
satz 5 und 6 dieser Vorschrift fehlen, 

3. die Form oder Frist des § 11 Abs. 1 nicht ge-
wahrt sind, 

4. die nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 erfor-
derlichen Erklärungen, Niederschriften, Versiche-
rungen oder Unterlagen nicht vorgelegt oder ab-
gegeben sind. 

(3) Nach der Entscheidung über die Zulassung 
einer Bundesliste (§ 14) ist jede Mängelbeseitigung 
ausgeschlossen. 

(4) Gegen Verfügungen des Bundeswahlleiters im 
Mängelbeseitigungsverfahren kann der Vertrauens-
mann den Bundeswahlausschuß anrufen. 

§ 14 

Zulassung der Bundeslisten 

(1) Der Bundeswahlausschuß entscheidet am sie-
benunddreißigsten Tage vor der Wahl über die Zu-
lassung der Bundeslisten. Zu der Sitzung sind die 
Vertrauensmänner der Bundeslisten zu laden. 

(2) Der Bundeswahlausschuß hat Bundeslisten zu-
rückzuweisen, wenn sie 

1. verspätet eingereicht sind oder 

2. den Anforderungen nicht entsprechen, die durch 
dieses Gesetz und die dazu erlassene Wahlord-
nung aufgestellt sind, es sei denn, daß in diesen 
Vorschriften etwas anderes bestimmt ist. 

Sind die Anforderungen nur hinsichtlich einzelner 
Bewerber nicht erfüllt, so werden ihre Namen aus 
der Bundesliste gestrichen. Vor der Entscheidung 
sind die erschienenen Vertrauensmänner der betrof-
fenen Bundeslisten zu hören. 

(3) Die Entscheidung über die Zulassung der 
Bundeslisten ist in der Sitzung des Bundeswahlaus-
schusses bekanntzugeben. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 13 

unverändert 

§ 14 

Zulassung der Bundeslisten 

(1) unverändert 

(2) Der Bundeswahlausschuß hat Bundeslisten zu-
rückzuweisen, wenn sie 

1. unverändert 

2. unverändert 

Sind die Anforderungen nur hinsichtlich einzelner 
Bewerber oder Ersatzbewerber nicht erfüllt, so wer-
den ihre Namen aus der Bundesliste gestrichen; an 
die Stelle eines gestrichenen Bewerbers tritt dessen 
Ersatzbewerber, sofern ein solcher benannt ist. 
Vor der Entscheidung sind die erschienenen Ver-
trauensmänner der betroffenen Bundeslisten zu hö-
ren. 

(3) unverändert 
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(4) Der Bundeswahlleiter macht die zugelassenen 
Bundeslisten spätestens am zweiunddreißigsten Tage 
vor der Wahl öffentlich bekannt. 

§ 15 

Stimmzettel 

(1) Die Stimmzettel, die zugehörigen Umschläge 
und die Wahlbriefumschläge werden amtlich her-
gestellt. 

(2) Die Stimmzettel müssen die Überschrift „Wahl 
der Abgeordneten des Europäischen Parlaments" 
tragen. Sie müssen die Namen der Parteien und, so-
fern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch 
diese enthalten. Gemeinsame Bundeslisten sind mit 
den Namen der Wahlvorschlagsberechtigten und, 
sofern sie Kurzbezeichnungen verwenden, auch mit 
diesen zu bezeichnen. Bundeslisten von sonstigen 
politischen Vereinigungen müssen mit deren Na-
men oder Kennwort bezeichnet sein. § 9 Abs. 1 
Satz 4 gilt entsprechend. Die ersten zehn Bewerber 
der zugelassenen Bundeslisten sind mit Vor- und 
Familiennamen, Ort der Wohnung (Hauptwohnung) 
sowie Beruf oder Stand aufzuführen. 

(3) Die Reihenfolge der Bundeslisten auf den 
Stimmzetteln richtet sich nach der Zahl der Stim-
men, die die Parteien und sonstigen politischen Ver-
einigungen bei der letzten Wahl zum Europäischen 
Parlament erreicht haben. Gemeinsame Bundeslisten 
werden nach der Stimmenzahl des beteiligten Wahl-
vorschlagsberechtigten mit den meisten Stimmen 
aufgeführt. Die übrigen Bundeslisten schließen sich 
in alphabetischer Reihenfolge der Namen oder 
Kennworte der Wahlvorschlagsberechtigten an. Für 
die erste Wahl zum Europäischen Parlament ist für 
die Reihenfolge der Bundeslisten die Zahl der Zweit-
stimmen bei der letzten Bundestagswahl maßgebend. 

§ 16 

Stimmabgabe 

(1) Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln in 
amtlichen Wahlumschlägen. 

(2) Der Wähler gibt seine Stimme in der Weise 
ab, daß er durch ein auf den Stimmzettel gesetztes 
Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich 
macht, welcher Bundesliste sie gelten soll. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(4) unverändert 

§ 15 

Stimmzettel 

(1) unverändert 

(2) Die Stimmzettel müssen die Überschrift „Wahl 
der Abgeordneten des Europäischen Parlaments" 
tragen. Sie müssen die Namen der Parteien und, so-
fern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch 
diese enthalten. Gemeinsame Bundeslisten sind mit 
den Namen der Wahlvorschlagsberechtigten und, 
sofern sie Kurzbezeichnungen verwenden, auch mit 
diesen zu bezeichnen. Bundeslisten von sonstigen 
politischen Vereinigungen müssen mit deren Na-
men oder Kennwort bezeichnet sein. § 9 Abs. 1 
Satz 4 gilt entsprechend. Die ersten zehn Bewerber 
und Ersatzbewerber der zugelassenen Bundeslisten 
sind mit Vor- und Familiennamen, Ort der Woh-
nung (Hauptwohnung) sowie Beruf oder Stand auf-
zuführen. 

(3) Die Reihenfolge der Bundeslisten auf den 
Stimmzetteln richtet sich nach der Zahl der Stim-
men, die die Parteien und sonstigen politischen Ver-
einigungen bei der letzten Wahl zum Europäischen 
Parlament im Wahlgebiet erreicht haben. Gemein-
same Bundeslisten werden nach der Zahl der ge-
meinsam errungenen Stimmen, sonst nach der 
Summe der von den beteiligten Wahlvorschlags-
berechtigten erzielten Stimmen aufgeführt. Bundes-
listen von Wahlvorschlagsberechtigten, die an einer 
gemeinsamen Bundesliste bei der vorausgegangenen 
Wahl zum Europäischen Parlament beteiligt waren, 
werden nach den Zahlen ihrer Zweitstimmen bei 
der letzten Bundestagswahl eingereiht. Die übrigen 
Bundeslisten schließen sich in alphabetischer Rei-
henfolge der Namen oder der Kennworte der Wahl

-

vorschlagsberechtigten an. Für die erste Wahl zum 
Europäischen Parlament ist in den Sätzen 1 und 2 
die Zahl der Zweitstimmen bei der letzten Bundes-
tagswahl maßgebend. 

§ 16 

unverändert 
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§ 17 

Wahlgeräte 

Zur Erleichterung der Abgabe und Zählung der 
Stimmen können anstelle von Stimmzetteln, Wahl-
umschlägen und Wahlurnen Wahlgeräte mit selb-
ständigen Zählwerken benutzt werden, deren Bau

-

art  für die letzte Wahl zum Bundestag amtlich zu-
gelassen war, sofern der Bundesminister des Innern 
die Verwendung der Wahlgeräte bei der Wahl ge-
nehmigt hat. 

§ 18 

Feststellung des Wahlergebnisses 

(1) Nach Beendigung der Wahlhandlung, jedoch 
nicht vor dem Ende der Stimmabgabe in den ande-
ren Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaf-
ten, stellt der Wahlvorstand fest, wieviel Stimmen 
im Wahlbezirk auf die einzelnen Bundeslisten ab-
gegeben worden sind. Der für die Briefwahl einge-
setzte Wahlvorstand stellt fest, wieviel durch Brief-
wahl abgegebene Stimmen auf die einzelnen Bun-
deslisten entfallen. 

(2) Die Kreiswahl- und Stadtwahlausschüsse stel-
len fest, wieviel Stimmen in den Kreisen und kreis-
freien Städten für die einzelnen Bundeslisten abge-
geben worden sind. Sie haben das Recht der Nach-
prüfung der Feststellungen der Wahlvorstände. 

(3) Die Landeswahlleiter stellen zusammen, wie-
viel Stimmen in den Ländern für die einzelnen Bun-
deslisten abgegeben worden sind. 

(4) Der Bundeswahlausschuß stellt fest, wieviel 
Stimmen für die einzelnen Bundeslisten insgesamt 
abgegeben worden sind, wieviel Sitze auf die ein-
zelnen Bundeslisten entfallen und welche Bewerber 
gewählt sind. 

§ 19 

Annahme und Ablehnung der Wahl 

(1) Der Bundeswahlleiter benachrichtigt die Ge-
wählten und fordert sie auf, binnen einer Woche 
schriftlich zu erklären, ob sie die Wahl annehmen. 
Dabei weist er die Gewählten darauf hin, daß sie 
nach Annahme der Wahl die Mitgliedschaft im 
Europäischen Parlament mit Eröffnung der ersten 
Sitzung nach der Wahl erlangen (§ 21). 

(2) Gibt der Gewählte bis zum Ablauf der Frist 
keine oder keine formgerechte Erklärung ab, so gilt 
die Wahl zu diesem Zeitpunkt als angenommen. 
Eine Erklärung unter Vorbehalt gilt als Ablehnung. 
Annahme- und Ablehnungserklärung können nicht 
widerrufen werden. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 17 

Wahlgeräte 

Zur Erleichterung der Abgabe und Zählung der 
Stimmen können anstelle von Stimmzetteln, Wahl-
umschlägen und Wahlurnen Wahlgeräte mit selb-
ständigen Zählwerken benutzt werden, deren Bau-
art für die letzte Wahl zum Deutschen Bundestag 
amtlich zugelassen war, sofern der Bundesminister 
des Innern die Verwendung der Wahlgeräte bei 
der Wahl genehmigt hat. 

§ 18 

unverändert 

§ 19 

Annahme und Ablehnung der Wahl 

(1) unverändert 

(2) Gibt der Gewählte bis zum Ablauf der Frist 
keine oder keine formgerechte Erklärung ab, so gilt 
die Wahl zu diesem Zeitpunkt als angenommen. 
Eine Erklärung unter Vorbehalt gilt als Ablehnung. 
Annahme- und Ablehnungserklärung können nicht 
widerrufen werden. Die Ablehnungserklärung kann 
auf die Stellung als Bewerber oder Ersatzbewerber 
beschränkt werden. 
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§ 20 

Unterrichtung über das Wahlergebnis 

Nach Ablauf der gesetzlichen Frist (§ 19) 
teilt der Bundeswahlleiter dem Präsidenten des 
Bundestages unverzüglich die Namen der in das 
Europäische Parlament gewählten und der auf den 
Bundeslisten verbliebenen Bewerber mit. Der Prä-
sident des Bundestages übermittelt das Wahlergeb-
nis insgesamt unverzüglich dem Präsidenten des 
Europäischen Parlaments. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft 
im Europäischen Parlament 

§ 21 

Erwerb der Mitgliedschaft 
im Europäischen Parlament 

(1) Ein gewählter Bewerber erwirbt die Mitglied-
schaft im Europäischen Parlament nach Annahme 
der Wahl mit der Eröffnung der ersten Sitzung des 
Europäischen Parlaments nach der Wahl. 

(2) Wird ein Bewerber auf Grund einer Nach-
wahl oder einer Wiederholungswahl gewählt oder 
tritt er als Listennachfolger ein (§ 24), so erwirbt er 
die Mitgliedschaft im Europäischen Parlament mit 
dem frist- und formgerechten Eingang der auf die 
Benachrichtigung (§ 19 Abs. 1) erfolgenden An-
nahmeerklärung beim Bundeswahlleiter, jedoch nicht 
vor der Eröffnung der ersten Sitzung nach der 
Wahl und nicht vor dem Ausscheiden des ursprüng-
lich gewählten Abgeordneten; § 19 Abs. 2 gilt ent-
sprechend. 

§ 22 

Ende und Verlust der Mitgliedschaft 
im Europäischen Parlament 

(1) Die Mitgliedschaft im Europäischen Parla-
ment endet mit der Eröffnung der ersten Sitzung des 
neu gewählten Parlaments. 

(2) Ein Abgeordneter verliert die Mitgliedschaft 
im Europäischen Parlament bei 

1. Ungültigkeit des Erwerbs der Mitgliedschaft, 

2. Neufeststellung des Wahlergebnisses, 

3. Wegfall einer Voraussetzung seiner jederzeiti-
gen Wählbarkeit, 

4. Verzicht, 

5. Feststellung der Verfassungswidrigkeit der Par-
tei oder der Teilorganisation einer Partei, der 
er angehört, durch das Bundesverfassungsge-
richt nach Artikel 21 Abs. 2 Satz 2 des Grund-
gesetzes, 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 20 

Unterrichtung über das Wahlergebnis 

Nach Ablauf der gesetzlichen Frist (§ 19) 
teilt der Bundeswahlleiter dem Präsidenten des 
Deutschen Bundestages unverzüglich die Namen 
der in das Europäische Parlament gewählten und 
der auf den Bundeslisten verbliebenen Bewerber 
und Ersatzbewerber mit. Der Präsident des Deut-
schen Bundestages übermittelt das Wahlergebnis 
insgesamt unverzüglich dem Präsidenten des Euro-
päischen Parlaments. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft 
im Europäischen Parlament 

§ 21 

unverändert 

§ 22 

Ende und Verlust der Mitgliedschaft 
im Europäischen Parlament 

(1) unverändert 

(2) Ein Abgeordneter verliert die Mitgliedschaft 
im Europäischen Parlament bei 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 
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6. rechtskräftigem Verbot der politischen Vereini-
gung, der er angehört, im Wahlgebiet, 

7. Annahme der Wahl zum Bundespräsidenten, 

8. Ernennung zum Richter des Bundesverfassungs-
gerichts, 

9. Ernennung zum Wehrbeauftragten des Bundes-
tages, 

10. Ernennung zum Bundesbeauftragten für den Da-
tenschutz, 

11. Ernennung zum Mitglied einer Landesregierung, 

12. Berufung in eine der in Artikel 6 Abs. 1 des 
Akts zur Einführung allgemeiner unmittelbarer 
Wahlen der Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments (BGBl. II S. ) genannten Funktionen 
sowie 

13. Berufung in eine Funktion, die nach anderen 
gesetzlichen Vorschriften mit der Mitgliedschaft 
im Europäischen Parlament unvereinbar ist. 

(3) Der Verzicht ist nur wirksam, wenn er zur 
Niederschrift des Präsidenten des Europäischen Par-
laments, eines Notars, der seinen Sitz im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes hat, oder eines zur Vor-
nahme von Beurkundungen ermächtigten Bedienste-
ten einer Auslandsvertretung der Bundesrepublik 
Deutschland erklärt wird. Die notarielle oder bei 
einer Auslandsvertretung abgegebene Verzichtser-
klärung hat der Abgeordnete dem Präsidenten des 
Europäischen Parlaments zu übermitteln. Der Ver-
zicht kann nicht widerrufen werden. Der Bundes-
wahlleiter ist vom Verzichtenden durch Übersen-
dung einer Ausfertigung der Verzichtserklärung zu 
unterrichten. 

(4) Wird eine Partei oder die Teilorganisation 
einer Partei durch das Bundesverfassungsgericht 
nach Artikel 21 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes für 
verfassungswidrig erklärt, verlieren die Abgeord-
neten ihre Mitgliedschaft im Europäischen Parla-
ment und die Listennachfolger ihre Anwartschaft, 
sofern sie dieser Partei oder Teilorganisation in der 
Zeit zwischen der Antragstellung (§ 43 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht) und der Ver-
kündung der Entscheidung (§ 46 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht) angehört haben. Die 
Sitze dieser Abgeordneten bleiben unbesetzt. 

(5) Absatz 4 gilt entsprechend, wenn eine son-
stige politische Vereinigung auf Grund des Vereins-
gesetzes im Wahlgebiet rechtskräftig verboten wor-
den ist. 

(6) Bei einer gemeinsamen Bundesliste treten die 
Rechtsfolgen der Absätze 4 und 5 nur für Ab-
geordnete ein, die dem betroffenen Wahlvorschlags-
berechtigten als Mitglieder angehört haben. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

8 a. Ernennung zum Parlamentarischen Staats-
sekretär, 

9. Ernennung zum Wehrbeauftragten des Deut-
schen Bundestages, 

10. unverändert 

11. Annahme der Wahl oder Ernennung zum Mit-
glied einer Landesregierung, 

12. Berufung in eine der in Artikel 6 Abs. 1 des 
Akts zur Einführung allgemeiner unmittelbarer 
Wahlen der Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments (BGBl. II 1977 S. 733) genannten 
Funktionen sowie 

13. unverändert 

(3) Der Verzicht ist nur wirksam, wenn er zur 
Niederschrift des Präsidenten des Europäischen Par-
laments, eines Notars, der seinen Sitz im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes hat, oder eines zur Vor-
nahme von Beurkundungen ermächtigten Bedienste-
ten einer Auslandsvertretung der Bundesrepublik 
Deutschland erklärt wird. Die notarielle oder bei 
einer Auslandsvertretung abgegebene Verzichtser-
klärung hat der Abgeordnete dem Präsidenten des 
Europäischen Parlaments zu übermitteln. Die Ver-
zichtserklärung erstreckt sich nicht auf eine Ersatz-
bewerbung. Der Verzicht kann nicht widerrufen 
werden. Der Bundeswahlleiter ist vom Verzichten-
den durch Übersendung einer Ausfertigung der 
Verzichtserklärung zu unterrichten. 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) unverändert 
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§ 23 

Entscheidung über den Verlust der Mitgliedschaft 

(1) Über den Verlust der Mitgliedschaft nach § 22 
Abs. 2 wird entschieden 

1. im Falle der Nummern 1 und 3 im Wahlprüfungs-
verfahren, 

2. im Falle der Nummern 2, 5 bis 11 und 13 durch 
den Ältestenrat des Bundestages, 

3. im Falle der Nummern 4 und 12 vom Euro-
päischen Parlament, indem es das Freiwerden 
des Sitzes feststellt. 

(2) Wird über den Verlust der Mitgliedschaft im 
Wahlprüfungsverfahren entschieden, so scheidet 
der Abgeordnete mit der Rechtskraft der Entschei-
dung aus dem Europäischen Parlament aus. 

(3) Entscheidet der Ältestenrat des Bundestages 
über den Verlust der Mitgliedschaft, so scheidet der 
Abgeordnete mit der Zustellung der Entscheidung 
aus dem Europäischen Parlament aus. Die Entschei-
dung ist unverzüglich von Amts wegen zu treffen. 
Innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung der 
Entscheidung kann der Betroffene die Entscheidung 
des Bundestages über den Verlust der Mitglied-
schaft im Wahlprüfungsverfahren beantragen. Die 
Zustellung erfolgt nach den Vorschriften des Ver-
waltungszustellungsgesetzes. 

(4) Entscheidet das Europäische Parlament über 
den Verlust der Mitgliedschaft, so scheidet der Ab-
geordnete mit der Verkündung der Entscheidung 
über das Freiwerden des Sitzes aus dem Euro-
päischen Parlament aus. 

(5) Der Präsident des Bundestages unterrichtet 
den Präsidenten des Europäischen Parlaments un-
verzüglich über den Grund und den Zeitpunkt des 
Verlustes der Mitgliedschaft, wenn darüber im 
Wahlprüfungsverfahren oder durch den Ältestenrat 
des Bundestages entschieden worden ist. 

§ 24 

Berufung von Listennachfolgern 

(1) Wenn ein gewählter Bewerber stirbt oder die 
Annahme der Wahl ablehnt oder wenn ein Abgeord-
neter stirbt oder sonst nachträglich aus dem Euro-
päischen Parlament ausscheidet, so wird der Sitz aus 
der Bundesliste derjenigen Partei oder sonstigen po-
litischen Vereinigung besetzt, für die der Ausge-
schiedene bei der Wahl aufgetreten ist. Bei der 
Nachfolge bleiben diejenigen Listenbewerber unbe-
rücksichtigt, die seit dem Zeitpunkt der Aufstellung 
der Bundesliste aus dieser Partei oder politischen 
Vereinigung ausgeschieden sind. Ist die Liste er-
schöpft, so bleibt der Sitz unbesetzt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 23 

Entscheidung über den Verlust der Mitgliedschaft 

(1) Über den Verlust der Mitgliedschaft nach § 22 
Abs. 2 wird entschieden 

1. unverändert 

2. im Falle der Nummern 2, 5 bis 11 und 13 durch 
den Ältestenrat des Deutschen Bundestages. 

3. unverändert 

(2) unverändert 

(3) Entscheidet der Ältestenrat des Deutschen 
Bundestages über den Verlust der Mitgliedschaft, so 
scheidet der Abgeordnete mit der Zustellung der 
Entscheidung aus dem Europäischen Parlament aus. 
Die Entscheidung ist unverzüglich von Amts wegen  
zu treffen. Innerhalb von zwei Wochen nach Zu-
stellung der Entscheidung kann der Betroffene die 
Entscheidung des Deutschen Bundestages über den 
Verlust der Mitgliedschaft im Wahlprüfungsverfah-
ren beantragen. Die Zustellung erfolgt nach den 
Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes. 

(4) unverändert 

(5) Der Präsident des Deutschen Bundestages 
unterrichtet den Präsidenten des Europäischen Par-
laments unverzüglich über den Grund und den Zeit-
punkt des Verlustes der Mitgliedschaft, wenn dar-
über im Wahlprüfungsverfahren oder durch den 
Ältestenrat des Deutschen Bundestages entschieden 
worden ist. 

§ 24 

Berufung von Listennachfolgern 

(1) Wenn ein gewählter Bewerber stirbt oder die 
Annahme der Wahl ablehnt oder wenn ein Abge-
ordneter stirbt oder sonst nachträglich aus dem Eu-
ropäischen Parlaments ausscheidet, so wird der Sitz 
durch seinen Ersatzbewerber besetzt. Ist ein Ersatz-
bewerber nicht benannt oder ist dieser vorher aus-
geschieden oder scheidet er später aus, so wird der 
Sitz durch den nächsten noch nicht für gewählt er-
klärten Bewerber aus der Bundesliste besetzt, für 
die der Ausgeschiedene bei der Wahl aufgetreten 
ist. Bei der Nachfolge bleiben diejenigen Bewerber 
und Ersatzbewerber unberücksichtigt, die seit dem 
Zeitpunkt der Aufstellung der Bundesliste aus die-
ser Partei oder politischen Vereinigung ausgeschie-
den sind. Ist die Liste erschöpft, so bleibt der Sitz 
unbesetzt. 
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(2) Die Feststellung, wer als Listennachfolger ein-
tritt, trifft der Bundeswahlleiter. §§ 19 bis 21 gelten 
entsprechend. 

DRITTER ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 25 
Wahlkosten, Wahlstatistik, Wahlordnung 

(1) §§ 50 und 51 des Bundeswahlgesetzes gelten 
entsprechend. 

(2) Der Bundesminister des Innern erläßt zur 
Durchführung dieses Gesetzes durch Rechtsverord-
nung eine Wahlordnung. Er wird ermächtigt, die 
Bundeswahlordnung und die Bundeswahlgerätever-
ordnung für entsprechend anwendbar zu erklären 
und in der Wahlordnung besondere Vorschriften zu 
treffen insbesondere über 

1. die Wahlorgane, 

2. die Vorbereitung der Wahl, einschließlich Inhalt 
und Form der Wahlvorschläge nebst der dazu 
gehörigen Unterlagen, ihrer Einreichung, Über-
prüfung, Mängelbeseitigung und Zulassung so-
wie Form und Inhalt des Stimmzettels und des 
Wahlumschlages, 

3. die Wahlbeteiligung von Wahlberechtigten, die 
in den europäischen Gebieten der übrigen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
leben, 

4. die Briefwahl, 

5. die Abgabe und Aufnahme von Versicherungen 
an Eides Statt, 

6. die Wahlzeit, 

7. die Ermittlung und die Feststellung des Wahl-
ergebnisses, 

8. die Benachrichtung der gewählten Bewerber, 

9. die Überprüfung der Wahl, 

10. die Berufung von Listennachfolgern, 

11. die Durchführung von Nach- und Wiederho-
lungswahlen. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(1 a) Ein noch nicht für gewählt erklärter Bewer-
ber oder ein Ersatzbewerber verliert seine Anwart-
schaft als Listennachfolger, wenn er dem Bundes-
wahlleiter schriftlich seinen Verzicht erklärt. Der 
Verzicht kann auf die Stellung als Bewerber oder 
Ersatzbewerber beschränkt werden. Der Verzicht 
kann nicht widerrufen werden. 

(2) unverändert 

DRITTER ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 25 

unverändert 
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§ 26 

Wahlprüfung und Anfechtung 

(1) Über die Gültigkeit der Wahl wird im Wahl-
prüfungsverfahren entschieden. 

(2) Für das Wahlprüfungsverfahren gelten die 
Bestimmungen des Wahlprüfungsgesetzes mit Aus-
nahme des § 6 Abs. 3 Buchstabe e, des § 14 Satz 2 
und des § 16 Abs. 2 und 3 entsprechend. 

(3) Gegen die Entscheidung des Bundestages im 
Wahlprüfungsverfahren ist die Beschwerde an das 
Bundesverfassungsgericht zulässig. Die Beschwerde 
kann der Abgeordnete, dessen Mitgliedschaft be-
stritten ist, ein Wahlberechtigter, dessen Einspruch 
vom Bundestag verworfen worden ist, wenn ihm 
mindestens einhundert Wahlberechtigte beitreten, 
oder eine Gruppe von wenigstens acht Abgeordne-
ten des Europäischen Parlaments aus der Bundes-
republik Deutschland binnen eines Monats seit der 
Beschlußfassung des Bundestages beim Bundesver-
fassungsgericht erheben. Für die Beschwerde an das 
Bundesverfassungsgericht gelten die Vorschriften 
des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht ent-
sprechend. 

(4) Im übrigen können Entscheidungen und Maß-
nahmen, die sich unmittelbar auf das Wahlverfahren 
beziehen, nur mit den in diesem Gesetz sowie in der 
Wahlordnung vorgesehenen Rechtsbehelfen ange-
fochten werden. 

§ 27 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch wird wie folgt geändert: 

§ 108 d Satz 1 enthält folgende Fassung: 

„Die §§ 107 bis 108 c gelten für Wahlen zu den 
Volksvertretungen, für die Wahl der Abgeordne-
ten des Europäischen Parlaments, für sonstige Wah-
len und Abstimmungen des Volkes im Bund, in den 
Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden sowie 
für Urwahlen in der Sozialversicherung." 

§ 28 

Regelung für die Berliner Abgeordneten 

Mit Rücksicht auf die bestehenden Rechte und 
Verantwortlichkeiten Frankreichs, des Vereinigten 
Königreichs von Großbritannien und Nordirland und 
der Vereinigten Staaten von Amerika für Berlin gilt 
bis auf weiteres folgende Regelung: 

Von den auf die Bundesrepublik Deutschland ent-
fallenden Abgeordneten werden im Land Berlin drei 
Abgeordnete nach Maßgabe folgender Bestimmun-
gen gewählt: 

1. Das Abgeordnetenhaus von Berlin wählt die Ab-
geordneten sowie eine ausreichende Anzahl von 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 26 

Wahlprüfung und Anfechtung 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Gegen die Entscheidung des Deutschen Bun-
destages im Wahlprüfungsverfahren ist die Be-
schwerde an das Bundesverfassungsgericht zuläs-
sig. Die Beschwerde kann der Abgeordnete, dessen 
Mitgliedschaft bestritten ist, ein Wahlberechtigter, 
dessen Einspruch vom Deutschen Bundestag ver-
worfen worden ist, wenn ihm mindestens einhundert 
Wahlberechtigte beitreten, oder eine Gruppe von 
wenigstens acht Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland 
binnen eines Monats seit der Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages beim Bundesverfassungsge-
richt erheben. Für die Beschwerde an das Bundes-
verfassungsgericht gelten die Vorschriften des Ge-
setzes über das Bundesverfassungsgericht entspre-
chend. 

(4) unverändert 

§ 27 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch wird wie folgt geändert: 

§ 108 d Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die §§ 107 bis 108 c gelten für Wahlen zu den 
Volksvertretungen, für die Wahl der Abgeordne-
ten des Europäischen Parlaments, für sonstige Wah-
len und Abstimmungen des Volkes im Bund, in den 
Ländern, Gemeinden und Geweindeverbänden sowie 
für Urwahlen in der Sozialversicherung." 

§ 28 

Regelung für Berlin 

Mit Rücksicht auf die bestehenden Rechte und 
Verantwortlichkeiten Frankreichs, des Vereinigten 
Königreichs von Großbritannien und Nordirland und 
der Vereinigten Staaten von Amerika für Berlin gilt 
bis auf weiteres folgende Regelung: 

Von den auf die Bundesrepublik Deutschland ent-
fallenden Abgeordneten werden im Land Berlin drei 
Abgeordnete nach Maßgabe folgender Bestimmun-
gen gewählt: 

1. unverändert 
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Ersatzmännern auf der Grundlage der Zusammen-
setzung des Abgeordnetenhauses zum Zeitpunkt 
der Wahl zum Europäischen Parlament. Entspre-
chende Vorschläge machen die zu diesem Zeit-
punkt im Abgeordnetenhaus vertretenen Frak-
tionen und Gruppen. 

2. Die Gewählten haben sich schriftlich dem Präsi-
denten des Abgeordnetenhauses von Berlin ge-
genüber über die Annahme oder Ablehnung der 
Wahl zu erklären. 

3. Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Ber-
lin teilt das Ergebnis der Wahl unter Beifügung 
der Annahmeerklärungen unverzüglich dem Prä-
sidenten des Bundestages mit, der die Namen der 
Gewählten sowie der Ersatzmänner zusammen 
mit dem Wahlergebnis im übrigen Geltungsbe-
reich des Gesetzes (§ 20) dem Präsidenten des 
Europäischen Parlaments übermittelt. 

4. Für die Wählbarkeit und den Verlust der Mit-
gliedschaft im Europäischen Parlament gelten im 
übrigen die Bestimmungen dieses Gesetzes ent-
sprechend. Scheidet ein Mitglied aus, so rückt der 
nächste Ersatzmann nach. Er muß derselben Partei 
oder politischen Vereinigung angehören wie der 
Ausgeschiedene zur Zeit seiner Wahl. 

§ 29 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge-
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 30 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

2. unverändert 

3. Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Ber-
lin teilt das Ergebnis der Wahl unter Beifügung 
der Annahmeerklärungen unverzüglich dem Prä-
sidenten des Deutschen Bundestages mit, der die 
Namen der Gewählten sowie der Ersatzmänner 
zusammen mit dem Wahlergebnis im übrigen 
Geltungsbereich des Gesetzes (§ 20) dem Präsi-
denten (les Europäischen Parlaments übermit-
telt. 

4. unverändert 

§ 29 

unverändert 

§ 30 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Krey, Wittmann (Straubing) und Wolfgramm (Göttingen) 

I. Allgemeines 

Der von der Bundesregierung gleichzeitig mit dem 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Beschluß und Akt 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
20. September 1976 zur Einführung allgemeiner un-
mittelbarer Wahlen der Abgeordneten der Ver-
sammlung und dem Entwurf eines Gesetzes über 
die Rechtsverhältnisse der Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik 
Deutschland eingebrachte Entwurf eines Gesetzes 
über die Wahl der Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland 
wurde in der 29. Sitzung des Deutschen Bundes-
tages am 26. Mai 1977 in erster Beratung vom Deut-
schen Bundestag behandelt und nach einer kontro-
versen Aussprache über das anzuwendende Wahl-
verfahren zur federführenden Beratung an den 
Innenausschuß überwiesen. Der Auswärtige Aus-
schuß, der Rechtsausschuß, der Ausschuß für Wahl-
prüfung, Immunität und Geschäftsordnung sowie 
der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen wur-
den beteiligt. Der Haushaltsausschuß wird nach § 96 
der Geschäftsordnung einen Bericht erstatten. Die 
mitberatenden Ausschüsse haben ihre Stellungnah-
men zu dem Gesetzentwurf am 14. September 1977 
dem Innenausschuß zugeleitet. Der Auswärtige Aus-
schuß sowie der Ausschuß für innerdeutsche Bezie-
hungen haben jeweils mit der Mehrheit der Mitglie-
der der Fraktionen der SPD und FDP die Annahme 
des Gesetzentwurfs empfohlen. Der Ausschuß für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung be-
schränkte seine Stellungnahme auf einige Paragra-
phen des Gesetzentwurfs und gab übereinstimmend 
hierzu eine Prüfungsempfehlung. Die Stellungnahme 
des Rechtsausschusses ist zu einigen Vorschriften 
mit  Mehrheit, zu anderen einstimmig ergangen. Auf 
die Stellungnahmen der beiden letztgenannten Aus-
schüsse wird bei den einzelnen Vorschriften einge-
gangen. Soweit der Innenausschuß eine unverän-
derte Annahme der Vorschriften des Gesetzentwurfs 
empfiehlt, wird auf seine Begründung in Druck-
sache 8/361 Seiten 11 bis 21 verwiesen. Im Innen-
ausschuß bestand Einigkeit darüber, daß — wie vom 
Bundesrat erbeten — eine Regelung über die Erstat-
tung der Wahlkampfkosten getroffen werden muß, 
daß diese aber nicht im Europawahlgesetz selbst 
ihren Niederschlag finden soll. 

Der Innenausschuß hat schon bei der Beratung des 
Entwurfs eines Gesetzes zu dem Beschluß und Akt 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
20. September 1976 zur Einführung allgemeiner un-
mittelbarer Wahlen der Abgeordneten der Versamm-
lung, Drucksache 8/360, in seiner Sitzung vom 
27. Mai 1977 eine allgemeine Aussprache über die 
durch den Entwurf des Europawahlgesetzes auf-
geworfene Problematik geführt. Der Ausschuß hat 
sich vor allem über das anzuwendende Wahlver-

fahren in seiner Sitzung am 7. September und mit 
den einzelnen Vorschriften des Gesetzentwurfs ab-
schließend am 16. September befaßt. Er empfiehlt 
mit der Mehrheit seiner Mitglieder der Fraktionen 
der SPD und FDP den Gesetzentwurf unter Berück-
sichtigung der vom Ausschuß beschlossenen Ände-
rungsvorschläge zu billigen. 

II. Zu einzelnen Vorschriften 

§ 1 Abs. 2 

Der Ausschuß beschloß auf Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU, das Wort „Deutschen" in die Vorschrift 
einzufügen und diese Formulierung durchgängig im 
Gesetzentwurf beizubehalten. 

§ 2  

Die Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion hatten bean-
tragt, die Bundesregierung aufzufordern eine Formu-
lierungshilfe auszuarbeiten, wonach die erste Wahl 
der deutschen Mitglieder zum Europäischen Parla-
ment nach den Grundsätzen des Bundestagswahl-
rechts mit Landeswahlvorschlägen und Wahlkreisen 
erfolgen sollte. Entsprechende Anträge hatten sie 
auch im Rechtsausschuß gestellt. Sie wurden sowohl 
vom Rechtsausschuß als auch vom Innenausschuß 
abgelehnt. Dem Innenausschuß lag ein vermitteln-
der Vorschlag des baden-württembergischen Innen-
ministers vor, den dieser im Auftrag seiner Landes-
regierung im August übersandt hatte. Dieser Vor-
schlag ging davon aus, daß eine regional ausgewo-
gene Vertretung allein durch eine Verhältniswahl 
mit Landeswahlvorschlägen (Landeslisten) wahl-
rechtlich abgesichert werden könne. Die Verbin-
dung der einzelnen Landeslisten würde dazu führen, 
daß jede Partei auf Bundesebene so viel Sitze be-
käme, wie es ihrem Anteil an der Gesamtstimmen-
zahl im Bundesgebiet entspräche. Die sich anschlie-
ßende Aufteilung der Sitze auf die einzelnen Lan-
deslisten gewährleiste eine angemessene regionale 
Aufteilung der Abgeordnetensitze, die im Interesse 
einer möglichst engen Verbindung zwischen Wäh-
lern und Gewählten erwünscht sei. Um sicherzustel-
len, daß die Bevölkerung eines jeden Bundeslandes 
mindestens einen Abgeordneten in das Europäische 
Parlament entsende, sah Absatz 4 des Formulie-
rungsvorschlags des baden-württembergischen In-
nenministers eine Vorabzuteilung eines Sitzes in 
Ländern vor, in denen sonst auf keine Landesliste 
ein Sitz entfallen würde. Den vorab zugeteilten Sitz 
sollte die stärkste Landesliste erhalten (vgl. im 
übrigen Ausschußdrucksache 8/16). In der Diskus-
sion über diesen Vorschlag wiesen die Vertreter 
der Koalitionsfraktionen darauf hin, daß dieses 
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System lediglich die Vertretung eines jeden Bundes-
landes durch jeweils ein Mitglied der dort stärksten 
Partei ermögliche, wohingegen das von der Bundes-
regierung sowie den sie unterstützenden Parteien 
und Fraktionen vorgeschlagene System es den Par-
teien erlaube, regionale Gesichtspunkte zu berück-
sichtigen und es im ureigensten Interesse der Par-
teien liege, diese Gesichtspunkte auch zu beachten. 
Bei der Einzelberatung des Gesetzentwurfs haben 
die Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion den Vorschlag 
der Landesregierung von Baden-Württemberg nicht 
zur Abstimmung gestellt. 

Um die — regionale — Ausgewogenheit der deut-
schen Abgeordneten im Europäischen Parlament für 
die Dauer der Wahlperiode zu gewährleisten, hat 
der Rechtsausschuß mit Mehrheit empfohlen, § 24 
Abs. 1 neu zu fassen. Der Vorschlag läuft darauf 
hinaus, daß die Benennung von Ersatzkandidaten er-
möglicht werden soll. Hierauf wird bei den einzel-
nen Vorschriften weiter eingegangen. Der Innen-
ausschuß hat sich dem Vorschlag des Rechtsaus-
schusses mit Mehrheit angeschlossen. 

§5 

Rechtsausschuß und Innenausschuß haben sich zu 
§ 5 der Gegenäußerung der Bundesregierung zur 
Stellungnahme des Bundesrates angeschlossen und 
die Einfügung eines neuen Absatzes 3 in die Vor-
schrift empfohlen. Der Bundesrat hatte die Bundes-
regierung in Nummer 3 seiner Stellungnahme ge-
beten zu prüfen, ob die Verweisung des § 4 auf den 
Bußgeldtatbestand des § 11 Abs. 2 des Bundes-
wahlgesetzes dem Konkretisierungsgebot des Arti-
kels 103 Abs. 2 GG genüge. Die Bundesregierung 
ist diesem Prüfungsbegehren durch ihren Ergän-
zungsvorschlag zu § 5 Abs. 3 gefolgt. 

§6 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU, die Bundes-
regierung um eine Formulierungshilfe zu bitten, 
wonach allen Deutschen in den europäischen Ge-
bieten der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften ohne zeitliche Begrenzung und 
allen übrigen Deutschen im Ausland das Wahlrecht 
während der ersten fünf Jahre nach dem Wegzug 
aus dem Bundesgebiet zugebilligt werden sollte, 
wurde von der Mehrheit der Abgeordneten der 
Fraktionen der SPD und FDP abgelehnt, wie dies 
auch im Rechtsausschuß schon geschehen war. 

§ 7  

Die Vorschrift wurde unverändert übernommen und 
lediglich um die Fundstelle des Bundesgesetzblattes, 
in dem das Gesetz zu dem Beschluß und Akt des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
20. September 1976 veröffentlicht worden ist, er-
gänzt. 

§ 8  
Entsprechend der Empfehlung des Rechtsausschus-
ses beschloß der Ausschuß zu Absatz 1 der Stellung-
nahme des Bundesrates mit einer redaktionellen Än-
derung zu folgen. 

Zu Absatz 2 folgte der Ausschuß der Empfehlung 
des Rechtsauschusses ebenfalls und ersetzte die 
Worte „angezeigt haben" durch das Wort „an-
zeigen". 

§ 9  

Absatz 2 wurde entsprechend der Stellungnahme 
des Rechtsausschusses neu gefaßt, um zu berück-
sichtigen, daß neben jedem Bewerber auch ein Er-
satzbewerber aufgeführt werden kann. 

Zu Absatz 3 schloß sich der Innenausschuß eben-
falls der Stellungnahme des Rechtsausschusses 
an, beschloß aber mit Mehrheit, einer Formulie-
rungshilfe des Bundesministeriums des Innern den 
Vorzug gegenüber der vom Rechtsausschuß vorge-
schlagenen Fassung zu geben. 

§ 10 

Absatz 1 wurde in der vom Rechtsausschuß vor-
geschlagenen Fassung gebilligt. 

Zu Absatz 3 beschloß der Ausschuß, die Wahlen 
für die Vertreterversammlungen nicht früher als 
neun Monate vor Beginn des Jahres zuzulassen, in 
dem die Neuwahl des Europäischen Parlaments an-
steht. Der Ausschuß geht hierbei davon aus, daß die 
Verlängerung der Frist gegenüber der Regierungs-
vorlage den Parteien bessere Möglichkeiten ein-
räumt, die notwendigen Wahlvorbereitungen zu 
treffen. 

Absatz 7 Satz 1 wurde in der vom Rechtsausschuß 
vorgeschlagenen Fassung, im übrigen in der Fas-
sung des Regierungsentwurfs gebilligt. 

§ 11 

Der Ausschuß hat sich zu Absatz 2 Nr. 1, 2 und 5 
den Formulierungsvorschlägen des Rechtsaus-
schusses angeschlossen. 

§ 12 

Der Ausschuß billigte Absatz 1 Satz 1 in der vom 
Rechtsausschuß vorgeschlagenen Fassung, im übri-
gen die Fassung des Regierungsentwurfs. Entspre-
chend der Stellungnahme des Rechtsausschusses be-
schloß der Ausschuß, in die Vorschrift einen neuen 
Absatz 3 einzufügen. 

§ 14 

Absatz 2 Satz 2 hat die vom Rechtsausschuß vor-
geschlagene Fassung erhalten. 

§ 15 

Absatz 2 wurde mit der Maßgabe gebilligt, daß sein 
letzter Satz die vom Rechtsausschuß vorgeschlagene 
Fassung erhält. 



Drucksache 8/917 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Absatz 3 wurde in der Fassung einer Formulierungs

-

hilfe des Bundesministeriums des Innern gebilligt. 

§ 

Absatz 2 wurde in der Fassung der Formulierungs-
hilfe des Bundesministeriums des Innern gebilligt. 
Die Änderung ist Ausfluß der Entscheidung, Ersatz-
bewerber für die Bundeslisten zuzulassen. 

§ 20 

Satz 1 erhielt die vom Rechtsausschuß vorgeschla-
gene Fassung, im übrigen billigte der Ausschuß die 
Fassung des Regierungsentwurfs. 

§ 22 

Zu Absatz 2 folgte der Ausschuß der Stellungnahme 
des Rechtsausschusses und beschloß, als neue Num-
mer 8 a auch die Ernennung zum Parlamentarischen 
Staatssekretär einzufügen, die zum Verlust der Mit-
gliedschaft im Europäischen Parlament führen soll. 
Der Ausschuß unterstreicht, daß diese Regelung 
auch für Staatsminister gilt, da sie Parlamentarische 
Staatssekretäre sind. Der Ausschuß lehnte den An-
trag der CDU/CSU-Fraktion, Nummer 11 des Regie-
rungsentwurfs zu streichen, ab und folgte der Emp-
fehlung des Rechtsausschusses, die Vorschrift neu 
zu fassen. 

Absatz 3 wurde in der Fassung des Regierungsent-
wurfs mit der Maßgabe gebilligt, daß wegen der Zu-
lassung von Ersatzbewerbungen ein weiterer Satz 
angefügt wird, für den der Ausschuß die Formu-
lierungshilfe des Bundesministeriums des Innern 
übernahm. 

§ 23 

Der Ausschuß führte eine Aussprache über die An-
regung des Ausschusses für Wahlprüfung, Immuni-
tät und Geschäftsordnung zu prüfen, ob nicht in § 23 
an die Stelle des Ältestenrates ein anderes Organ 
gesetzt werden sollte, da es bei den in § 23 Abs. 1 

genannten Fällen des § 22 Abs. 2 nur darum geht 
festzustellen, ob die im Gesetz genannten Voraus-
setzungen für den Verlust der Mitgliedschaft im 
Europäischen Parlament vorliegen oder nicht. Bei 
dieser Prüfung sollte nicht unberücksichtigt blei-
ben, daß eine unerwünschte Verzögerung der Ent-
scheidung vermieden werden sollte. Der Ausschuß 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
vertrat die Auffassung, daß die Regelung in den 
§§ 22 und 23, die dem Bundeswahlgesetz entnom-
men worden ist, übereinstimmend in beiden Geset-
zen lauten müsse. Der Innenausschuß war der Auf-
fassung, daß hier nicht der richtige Ort sei, uni 
das Bundeswahlgesetz zu ändern und hat vorge-
merkt, bei einer künftigen Änderung des Bundes-
wahlgesetzes dieses Problem aufzugreifen und dann 
ggf. auch das Europawahlgesetz entsprechend zu 
ändern. 

§ 24 

Absatz 1 wurde vom Ausschuß in der vom Rechts-
ausschuß vorgeschlagenen Fassung gebilligt. Der 
bisherige Absatz 2 wurde Absatz 3 und auf Vor-
schlag des Bundesministeriums des Innern mit Rück-
sicht auf die Zulassung von Ersatzbewerbungen ein 
neuer Absatz 2 eingefügt. 

o 28 

Mit der Änderung der Überschrift dieser Bestim-
mung folgte der Ausschuß der Gegenäußerung der 
Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundes-
rates und entsprach zugleich einer Empfehlung des 
Rechtsausschusses. Der Rechtsausschuß hat darüber 
hinaus einstimmig empfohlen, in geeigneter Form 
zum Ausdruck zu bringen, daß der Ausschuß davon 
ausgehe, daß in der nach § 28 Nr. 3 vorgesehenen 
Mitteilung des Wahlergebnisses die in Berlin ge-
wählten Abgeordneten nicht gesondert aufgeführt 
werden. Der Innenausschuß hat sich diesem Wunsch 
einstimmig angeschlossen und bittet die Bundes-
regierung, die Auffassung der Ausschüsse des Deut-
schen Bundestages zu berücksichtigen. 

Bonn, den 16. September 1977 

Krey 	Wittmann (Straubing) 

Berichterstatter 

Wolfgramm (Göttingen) 


